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Forum D 

Entwicklungen und Reformvorschläge 
– Diskussionsbeitrag Nr. 15/2012 – 

13.09.2012 

Selbstbestimmung in der beruflichen Rehabilitation: 
Rechtlich verankert – in der Praxis vernachlässigt? 

Von Maria Saupe-Heide, Mathilde Niehaus (Universität zu Köln) 

 

I. Hintergrund 

Selbstbestimmung und Selbstverantwortung 
bilden die Grundlage für die Subjektorientie-
rung in der beruflichen Rehabilitation. Sie 
tragen zu mehr Effektivität, Effizienz und 
Nachhaltigkeit bei und erhöhen somit das 
Beschäftigungspotenzial von Menschen mit 
Behinderung (Riedel, Ellger-Rüttgardt, 
Karbe, Niehaus, Rauch, Schian, Schmidt, 
Schott, Schröder, Spijkers, Wittwer, 2009). 
Die normativ-rechtliche Basis dafür bildet 
das Sozialgesetzbuch IX (SGB IX) mit § 1 
„Selbstbestimmung und Teilhabe am Leben 
in der Gesellschaft“ als übergeordneter 
Handlungsmaxime. Darüber hinaus sind im 
SGB IX verschiedene partizipative Konzepte 
verankert, die den Rehabilitandinnen und 
Rehabilitanden mehr Eigenverantwortung 
und Selbstbestimmung im Prozess der be-
ruflichen Rehabilitation ermöglichen sollen. 
Diese Konzepte sollen in den drei wesentli-
chen Handlungsfeldern der beruflichen Re-
habilitation, und zwar der Ersteingliederung, 
Wiedereingliederung und betrieblichen Re-
habilitation, wirksam werden. Hier sind be-
sonders zu nennen: das Wunsch- und Wahl-
recht (§ 9 Abs. 1 SGB IX), das Persönliche 

Budget (§ 17 SGB IX), die Arbeitsassistenz 
(§ 33 Abs. 8 SGB IX) und das Betriebliche 
Eingliederungsmanagement (§ 84 SGB IX).  
Dennoch werden von Rehabilitandinnen und 
Rehabilitanden eine fehlende Informations- 
und Beratungsqualität, zu geringe Berück-
sichtigung ihrer Interessen und eine eher 
fremdgesteuerte Entscheidungspraxis be-
klagt (Bundesministerium für Arbeit und So-
ziales, 2009; vgl. zu den Aufklärungs- und 
Beratungspflichten der Rehabilitationsträger 
allgemein auch Hlava, 2012). 

II. Präsumtionen 

1. Obwohl die gesetzlichen Grundlagen 
mit § 1 und § 4 SGB IX und der UN-
Behindertenrechtskonvention (BRK), 
hier insbesondere Artikel 26 Habilita-
tion und Rehabilitation, vorhanden 
sind, wird der Leitgedanke der 
Selbstbestimmung im Prozess der 
beruflichen Rehabilitation noch im-
mer vernachlässigt. 

2. Eine besondere Schlüsselfunktion 
kommt dem Zugang zu Rehabilitati-
ons- und Teilhabeleistungen zu. 
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3. Um eine stärkere Selbstbestimmung 
der Rehabilitandinnen und Rehabili-
tanden im Sinne des SGB IX und der 
Behindertenrechtskonvention umzu-
setzen, wird spezieller Handlungsbe-
darf in der Beratung der Leistungsbe-
rechtigten gesehen. 

III. Ergebnisse des Diskussionsprozes-
ses der letzten Jahre 

1. Betroffene wünschen sich mehr 
Selbstbestimmung 

Im Jahr 2007 initiierte das Bundesministeri-
um für Arbeit und Soziales (BMAS) das Pro-
jekt RehaFutur, um wesentliche Elemente 
bzw. Faktoren für eine zukunftsfähige beruf-
liche Rehabilitation zu identifizieren. Die zu-
kunftsweisenden Handlungsempfehlungen 
einer vom BMAS einberufenen wissenschaft-
lichen Fachgruppe wurden 2009 vorgelegt. 
Darauf aufbauend wurde im Jahr 2010 be-
gonnen, ein strategisches Konzept zu erar-
beiten, um die diskutierten Empfehlungen 
praktisch umzusetzen. Mit der Methode der 
Beteiligung der relevanten Akteure insbe-
sondere auch im Sinne eines Survey-
Feedback-Verfahrens wurde erneut die Be-
deutung der Förderung der Selbstbestim-
mung und Selbstverantwortung als zentrales 
Element für eine erfolgreiche und nachhalti-
ge Rehabilitationsmaßnahme aufgezeigt. Die 
Leistungsberechtigten äußern den 
Wunsch nach besserer und frühzeitiger 
Information, kompetenter Beratung, die 
an den vorhandenen Kompetenzen des Re-
habilitanden ansetzt, und nach mehr Mitbe-
stimmung bei der Entscheidungsfindung 
(RehaFutur, 2012). 

2. Schlüsselfunktion: Zugang zur 
beruflichen Rehabilitation 

Vertreter von Leistungserbringern, Leis-
tungsträgern, Wissenschaft und Sozialver-
bänden erarbeiteten in sechs Arbeitsgrup-
pensitzungen, in denen immer Rehabili-
tandenvertretungen partizipativ eingebunden 
waren, zwischen Herbst 2010 und Frühjahr 
2011 konkrete Ansatzpunkte zur Förderung 
der Selbstbestimmung und -verantwortung 
im Prozess der beruflichen Rehabilitation.  
In den Diskussionen zwischen Fach- und 
Rehabilitandenvertretern wurde deutlich, 
dass besonders dem Zugang zur beruflichen 
Rehabilitation eine Schlüsselrolle für mehr 
Selbstbestimmung und Selbstverantwortung 
des Rehabilitanden zuzuschreiben ist. Die 
Ausgangssituation ist in jedem Einzelfall zu 
berücksichtigen, da Menschen mit Rehabili-
tationsbedarf vielleicht erstmalig in ihrem 
Erwerbsarbeitsleben Leistungen zur berufli-
chen Teilhabe benötigen und das Leistungs-
angebot mit hoher Wahrscheinlichkeit nicht 
kennen. Sie sind auf die Empfehlungen und 
das Wissen der Ärzte, Kliniken oder Sozial-
beratungsstellen und Betroffenen angewie-
sen. Vermutlich wird ein Großteil der Leis-
tungsberechtigten nicht hinreichend beraten 
und bekommt keinen umfassenden Über-
blick zu den Rehabilitationsträgern und Re-
habilitationsangeboten.  
Als Lösungsstrategien sind hier Ansätze zur 
Erhöhung des Bekanntheitsgrades der 
beruflichen Rehabilitation (z. B. mittels 
social media) und zur Sensibilisierung der 
professionellen Akteure bereits erarbeitet 
worden (Riedel, 2012). Einen weiteren be-
deutsamen Knotenpunkt beim Zugang zu 
beruflichen Teilhabeleistungen stellt die trä-
gerübergreifende Beratung in den gemein-
samen Servicestellen dar. Die Anforderun-
gen an die Kompetenz der Beratenden sind 
hoch. Neben dem Wissen über Maßnahmen, 
Rechte und Pflichten sind ebenso Empathie 
und Kommunikationsfähigkeit sowie Kennt-
nis über die Arbeitsmarktsituation notwendig. 
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Eine umfassende Qualifizierung der Bera-
tenden nach einheitlichen Standards ist 
demnach unabdingbar. Denkbar ist in die-
sem Zusammenhang auch ein trägerüber-
greifendes Internetangebot zur beruflichen 
Rehabilitation (ebd.).  
Umfassende Information, die frühzeitig und 
zielgruppenspezifisch ausgerichtet ist, ist für 
den Zugang zur beruflichen Rehabilitation 
und damit auch für die Übernahme von 
Selbstbestimmung und Selbstverantwortung 
des Rehabilitanden unerlässlich! 

3. Beratungsangebote und Beratungs-
kompetenzen ausbauen 

§ 33 Abs. 6 SGB IX (Leistungen zur Teilhabe 
am Arbeitsleben) geht auf den Umfang der 
zu erbringenden Leistungen ein. Dabei wird 
betont, dass die Leistungen u. a. die Aktivie-
rung von Selbsthilfepotentialen (§ 33 Abs. 6 
Nr. 2 SGB IX) sowie die Anleitung und Moti-
vation zur Inanspruchnahme von Leistungen 
zur Teilhabe am Arbeitsleben (§ 33 Abs. 6 
Nr. 7 SGB IX) umfassen sollen. Dass diese 
Maximen im Beratungsalltag bisher nur un-
zureichende Beachtung finden, zeigen die 
Erfahrungsberichte der Leistungsberechtig-
ten (BMAS, 2009; RehaFutur 2012). Auf 
zwei Ansatzpunkte zur Verbesserung der 
Beratungsangebote und der Beratungsquali-
tät soll im Folgenden eingegangen werden. 

a) Peer-Beratung 

Peer-Beratung (Beratung von geschulten 
Betroffenen für Betroffene) als Bestandteil 
professioneller Beratungsangebote kann zu 
einer besseren Reha-Motivation und stärke-
ren Selbstbestimmung in der Entscheidungs-
findung beitragen, was mit einer höheren 
Kundenzufriedenheit einhergeht. Pilotprojek-
te zu der Ausbildung von Peer-Beratern 
wurden erfolgreich in Oberösterreich erprobt. 
Durch das oberösterreichische Sozialberufe-
gesetz sind seit 2009 die Ausbildung, Be-
rufsbilder und Tätigkeitsfelder der Persönli-

chen Assistenz, Frühförderung, Sehfrühför-
derung und Peer-Beratung geregelt (Oö. 
Sozialberufegesetz, IV. Teil, 4. Hauptstück, 
§ 45, § 46, § 47). In Deutschland werden die 
Forderungen nach mehr Peer-Beratung in 
der Beruflichen Rehabilitation gestützt 
durch Aktionspläne zur Umsetzung der 
UN-Behindertenrechtskonvention z. B. ei-
niger Bundesländer (z. B. Rheinland-Pfalz, 
Nordrhein-Westfalen) und der Deutschen 
Gesetzlichen Unfallversicherung, in denen 
Peer-Counseling als künftige Maßnahme 
verankert ist. 

b) Ressourcenorientierte Beratung 

Einen weiteren Ansatzpunkt bietet die 
ressourcenorientierte Beratung im Sinne 
des Empowerment-Konzeptes. Was bedeu-
tet das Empowerment-Konzept, welches an 
einer Befähigung bzw. Bemächtigung des 
Rehabilitanden ansetzt und auf diesem Weg 
zu mehr Selbstbestimmung führen soll, kon-
kret für den Beratungsalltag? Ressourcen-
orientierte Beratung fördert die Bewälti-
gungskompetenz, Selbstwertgefühl und  
-wirksamkeit und das Kontrollbewusstsein 
der Betroffenen (Nestmann, Sickendiek & 
Engel, 2007). Dabei gilt es auch, den Le-
benswelt- und Kontextbezug der Person – 
Wohnung, bisheriger oder künftiger Arbeits-
platz, die ökonomische Sicherung, familiäre 
und kulturelle Einbettung – zu berücksichti-
gen. Die Anwendung des Empowerment-
Konzeptes und die Durchführung ressour-
cenorientierter Beratung setzen eine intensi-
ve Auseinandersetzung mit der Thematik bei 
den Experten in den Institutionen voraus. Die 
Projektgruppe RehaFutur (2012) schlägt als 
zielführende Maßnahme ein „Modul 
Empowerment“ in den Aus- und Weiterbil-
dungsmaßnahmen von Beratern und ande-
ren Rehabilitationsexperten vor. Darüber 
hinaus könnte eine Checkliste für 
empowermentfördernde Beratung erarbeitet 
werden, um als Hilfestellung den Rehabilita-
tionsberatern zur Verfügung zu stehen. Ähn-
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lich der Entwicklung von Interventionen und 
Instrumenten zur Förderung der 
partizipativen Entscheidungsfindung in der 
medizinischen Rehabilitation (Simon, Loh & 
Härter, 2008 oder Körner, Ehrhardt & Steger 
2011), sollten auch in der Beratung zu Leis-
tungen zur Teilhabe am Arbeitsleben ent-
sprechende Instrumente zur Verfügung ste-
hen. 

IV. Fazit 

Selbstbestimmung und Selbstverantwortung 
ist als Ziel und Prozess der beruflichen Re-
habilitation in den Blick zu nehmen. Um 
Selbstbestimmung und Selbstverantwortung 
während des gesamten Rehabilitationsver-
laufs zu ermöglichen, müssen die Leistungs-
berechtigten ihre Selbstwirksamkeit und 
Handlungskompetenz im Reha-Prozess 
konkret erleben und schrittweise entwickeln 
können. Dafür ist es notwendig, dass die 
verschiedenen professionellen Akteure den 
Leistungsberechtigten den Raum für Selbst-
bestimmung und Selbstverantwortung geben 
und eben diese fördern.  
Dies kann nur durch einen Empowerment-
orientierten Ansatz gelingen, bei dem so-
wohl das Selbstvertrauen und die Kompe-
tenzen des Rehabilitanden gesteigert als 
auch Raum für Erprobung und Selbstorgani-
sation gelassen werden. Individualisierung 
ist als Merkmal der Prozessqualität im ge-
samten Rehabilitationsprozess konsequent 
umzusetzen. Als Ergebnis gehen aus dem 
Diskussionsprozess Umsetzungsmaßnah-
men für die Praxis hervor, die eine höhere 
Informiertheit der Leistungsberechtigten, ei-
ne Weiterentwicklung der Gemeinsamen 
Servicestellen, eine bessere Beratungsquali-
tät und die Erprobung von Peer-Counseling 
zum Ziel haben. 
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Ihre Meinung zu diesem Diskussionsbeitrag 
ist von großem Interesse für uns. Wir freuen 
uns auf Ihren Beitrag. 
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